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Herr Bundespräsident, meine Damen und Herren,

nach dem heutigen Vormittag müsste ich im Grunde nach der Devise verfahren, alles 
schon gesagt, nur noch nicht von mir. Aber ich will Ihnen allzu viele Wiederholungen 
ersparen. Nachdem der Ministerpräsident des Saarlandes über den Sinn des Föderalis­
mus sprechen sollte, aber im Wesentlichen über die Reform der Kompetenzen gespro­
chen hat, würde ich vielleicht etwas weniger über die Reform der Kompetenzen spre­
chen und etwas mehr über den Sinn des Föderalismus und die aktuelle Situation, in 
der wir uns befinden. Herr Müller hat mit der Diagnose aufgewartet, dass sich das 
föderalistische System Deutschlands in einer Krise befindet. Diese Beurteilung wird 
nicht von allen geteilt. Herrn Kleins einleitende Worte heute Morgen habe ich eher 
beschwichtigend verstanden; auch Herr Ossenbühl und Herr Hillgruber meinten, es 
liege im Wesentlichen an den schlechten Politikern oder der schlechten Gesetzge­
bungstätigkeit, warum in unserem Land das ein oder andere nicht vorangehe.

Ich bin nicht dieser Auffassung und meine, dass man über den Sinn des Föderalis­
mus durchaus nachdenken sollte. Unter den Bedingungen von Globalisierung und 
Europäisierung gerät die föderalistische Ordnung unter zunehmenden Legitimations­
druck. So hat auf dem letztjährigen Juristentag ein hoher Ministerialbeamter aus dem 
Bundesministerium der Justiz in der Tat den Antrag gestellt, dass die Länder in einer 
neuen Verfassung als regionale Körperschaften mit weiter Verwaltungsautonomie, 
aber ohne ein Recht zur Gesetzgebung, auszugestalten seien. Der Antrag ist zwar mit 
76 zu 2 Stimmen abgelehnt worden. Das muss aber nicht so bleiben, und auch der 
Umstand, dass der Föderalismus in Art. 79 Abs. 3 GG sogar drei Mal garantiert ist, 
legitimiert auf Dauer keine Denkverbote.

Dass sich das föderalistische System in der Krise befindet, ist meines Erachtens eine 
gesicherte Erkenntnis.1 Eine wesentliche Ursache dafür dürfte sein, dass das Grundge­

1 Berliner Programm zur Reform des Föderalismus. M odernisierung der bundesstaatlichen O rdnung -  M aß­
nahmen zur W iederherstellung der politischen Gestaltungskraft, Ziff. I; Bertelsmann -  K om m ission „Verfas- 
sungspolitik und Regierungsfähigkeit“, N euordnung der K om petenzen zw ischen Bund und Gliedstaaten, 2001; 
„Entflechtung 2005“; / .  B. Dönges/J. E ekh off (u. a.), D ie  föderative O rdnung in N o t. Zur R eform  des Finanz­
ausgleichs, 2000; P. M. H uber, D eutschland in der Föderalism usfalle?, 2003, S. 3; ders., Klarere V erantw or­
tungsteilung von  Bund, Ländern und K om m unen?, G utachten D  65. D eutscher Juristentag, D  11; G. Lehm ­
bruch, Föderative G esellschaft im  unitarischen Bundesstaat, PVS 44 (2003), 545 f.; M. N ettesheim , W ettbe- 
werbsföderalismus und G rundgesetz, in: FS Badura, 2004, S. 363; R. Scholz, Zur Reform  des bundesstaatlichen  

Systems, FS Badura, 2004, S. 491 ff.; U. Volkm ann, Bundesstaat in der Krise?, D Ö V  1998, 613 ff. m. w . N .
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setz und die in ihm angelegte bundesstaatliche Verflechtung2, auf einen rechtstaatlich 
und föderal gebändigten Nationalstaat zugeschnitten sind, in dem die Zentralorgane, 
das hat auch Herr Müller heute Morgen vorgetragen, so eingehegt werden, dass eine 
Wiederholung des deutschen Machtstaates ausgeschlossen ist -  wenn schon nicht 
durch eine Beschränkung des Bundes auf Kernaufgaben, so doch durch eine Erschwe­
rung der Entscheidungsverfahren über die erhöhten Mitwirkungsbefugnisse der Län­
der.

Weil der Souverän -  das Volk -  ganz in der Logik dieser „vertikalen Gewaltentei­
lung“3 dazu tendiert, seiner Kritik an der jeweils amtierenden Regierung und Parla­
mentsmehrheit durch ein zur Bundesebene gegenläufiges Stimmverhalten in den Län­
dern Ausdruck zu verleihen, hat sich auf der Basis des Grundgesetzes eine Spielart von 
Föderalismus herausgebildet, deren wesentliches Charakteristikum ist, dass alle über 
alles entscheiden. Es gilt die „volonte des tous“4, eine organisierte Verantwortungslo­
sigkeit. Das mag ein bisschen überzeichnet sein, ist in der Tendenz aber nicht zu 
bestreiten.

Dieser Befund eines unitarischen und verflochtenen Bundesstaats ist verfassungs­
rechtliches Gemeingut seit den 1960er Jahren.5 Wir haben ihn lange Zeit nicht als 
Problem empfunden und manche von uns tun es bis heute nicht. Was aber hat sich 
geändert?

Die Auswirkungen der Globalisierung und der europäischen Integration, die „exit 
options“ für Unternehmer, Arbeitnehmer und Kapital,6 konnten die Mütter und Väter 
des Grundgesetzes nicht vorausahnen. Sie konnten nicht vorhersehen, dass multinatio­
nale Konzerne keine Vaterländer haben, Spitzensportler nur in Grenzen und der Bür­
ger, als Investor, Selbständiger oder Arbeitnehmer, immer weniger.7 Diese -  durch den 
Binnenmarkt und die Währungsunion beschleunigte -  Entwicklung hat einen Wett­
bewerb der Systeme entfacht, der sich stärker als früher an den (Partikular-) Interessen 
von Investoren, Unternehmern und Verbrauchern ausrichtet und nach raschen Ent­
scheidungen sowie einem hohen Maß an Flexibilität verlangt. Vetopositionen von 
Verfassungsorganen, gesellschaftlichen Gruppen oder Einzelnen werden in diesem 
Wettbewerb zu ernsthaften Standortdefiziten und erhöhen das Risiko unseres Landes, 
im Wettbewerb der Systeme zu unterliegen. Deswegen greifen Therapieangebote zu 
kurz, die die „Verwundungen“, die dem (vermeintlichen) Idealzustand des deutschen

2 Begriffsbildend F. W. S c h a r p fD ie  Politikverflechtungsfalle: Europäische Integration und deutscher Föde­

ralismus im  Vergleich, PVS 26 (1985), 323 ff.
3 Zur vertikalen G ew altenteilung K. Hesse, D er unitarische Bundesstaat, 1962, S. 12 ff.; M. Sachs, D as parla­

m entarische R egierungssystem  und der Bundesrat -  Entw icklungsstand und Reform bedarf, W D S tR L  58 
(1999), 39/45 f.

4 B ezogen  auf den M arkt und durchaus im  G egensatz zur dem okratischen „volonte generale“ Böhm , 
O R D O  17 (1966), 75/92 f.

5 K. Hesse , (Fn. 3), S. 33, ohne negative Konnotation.

6 W. Schön, S teuergesetzgebung zw isch en  M arkt und G rund gesetz, in: M eilinghoff/M orgenthaler/Puhl 
(H rsg.), D ie  Erneuerung des Verfassungsstaates, 2003, S. 143/152, unter Bezugnahm e auf H irschm ann , Exit, 
V oice and L oyalty -  R esponses to decline in firms, organizations and states, 1970.

7 P. Kirchhof, D as Parlament als M itte der D em okratie, in: FS Badura, 2004, S. 237/244; W. Schön, (Fn. 6), 
S. 143/166.



Föderalismus seit dem Jahre 1949 geschlagen worden sind, nur heilen und das Rad 
gleichsam zurückdrehen wollen. Die Umstände haben sich grundlegend geändert, und 
deshalb müssen es die Antworten auch.

Daneben schafft die finanzielle Überforderung des Staates grundlegend andere 
Rahmenbedingung als in den 1950er und 1960er Jahren. Bis Mitte der 1990er Jahre, 
denken Sie an die Einführung der Pflegeversicherung, schien es, als bestehe die Aufgabe 
des Staates vor allem in der Verteilung von Wohlstandszuwächsen. Dabei waren 
Kompromisse verhältnismäßig leicht zu erzielen, und der Faktor Zeit spielte keine 
entscheidende Rolle. Heute aber muss der Staat Einschnitte durchsetzen, die durch 
ökonomische und soziale Rahmenbedingungen erzwungen werden und sich von ihm 
nur bedingt steuern lassen. Dass der Kompromiss hier schwerer fällt, liegt auf der 
Hand und hat schwerwiegende Folgen angesichts der überragenden Bedeutung des 
Faktors Zeit.
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I. Verbundföderalismus statt Autonom ie

1. Erosion der Landeszuständigkeiten

Seit Inkrafttreten des Grundgesetzes hat eine kontinuierliche Erosion vor allem der 
Gesetzgebungskompetenzen der Länder stattgefunden. Herr Müller hat 19 entspre­
chende Verfassungsänderungen gezählt, ich auch. Diese Erosion rechtfertigt mittler­
weile ernsthafte Zweifel an der Staatsqualität der Länder.8 Obwohl der Art. 79 
Abs. 3 GG den Ländern bekanntlich ein „Hausgut eigener Zuständigkeiten“ unent- 
ziehbar garantiert, sind ihre Gesetzgebungszuständigkeiten doch auf wenige Restpos­
ten zusammengeschrumpft.

Auch der 1994 unternommene Versuch einer Umkehr hat diesen Trend meines Er­
achtens nur abgeschwächt, nicht grundlegend verändert9. Möglicherweise schafft dies 
ja die neue Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu Art. 72 Abs. 2 GG.10 
Wenn sie aber nur in eine „Versteinerung“ der Rechtsordnung mündet, wie dies der 
Kollege Meyer ausgemacht hat, und dafür spricht manches, wird sich vermutlich eher 
das Bundesverfassungsgericht korrigieren als dass sich der seit Jahrzehnten anhaltende 
Unitarisierungstrend umkehren ließe.

8 A. Janssen, ZG  15 (2000), Sonderheft, 41/42, unter Bezugnahm e auf G. W aitz, D as W esen des Bundesstaa­
tes, in: ders., Grundzüge der Politik nebst einzelnen Ausführungen, 1862, S. 153/169; M. N ettesh eim , (Fn. 1), 
S. 363; R. Scholz, (Fn. 1), S. 491/492 f.

9 Zu den Ä nderungen siehe Art. 74 A bs. 1 N r. 25 und 26 sow ie A bs. 2, Art. 75 A bs. 1 Satz 1 N r. 6 und  

Satz 2, A bs. 2 und 3, Art. 125 a -  eingefügt; Art. 72, 74 A bs. 1 N r. 18, 75 A bs. 1 Satz 1 -  geändert; Art. 74 

Abs. 1 N r. 5 und 8 -  aufgehoben.
10 BVerfGE 106, 62 ff. -  A ltenpflege; 110, 141 ff. -  Kampfhunde; 111, 10 ff. -  Ladenschluss; 111, 226 ff. -  

Juniorprofessur.
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Die Europäisierung11 des nationalen Verfassungsgefüges und die sprichwörtliche 
Landesblindheit des Unionsrechts12 haben die Gestaltungsspielräume der Landesge­
setzgeber, auch in den Ländern noch verbliebenen Gegenständen, weiter beschränkt.13 
Alle Gesetzgebungsgegenstände der Länder -  vom Rundfunkrecht über das Bil­
dungswesen (Art. 149 EG), Bologna wurde heute schon erwähnt, und die offene Ko­
ordinierung ist unionsrechtlich jedenfalls ein anerkanntes Institut, wie verbindlich sie 
auch immer sein mag, bis zur Kultur (Art. 151 EG) -  sehen sich zunehmenden unions­
rechtlichen Überlagerungen ausgesetzt.14

2. Verbund- und Exekutivföderalismus als Kompensation

Da Verfassungsänderungen, ebenso wie die Übertragung von Hoheitsrechten auf 
die EU jedenfalls seit 1993 einer Zweidrittelmehrheit auch im Bundesrat bedürfen 
(Art. 79 Abs. 2, Art. 23 Abs. 1 Satz 3 GG), konnte diese Entwicklung nicht ohne die 
Zustimmung der Länder erfolgen.15 Und in der Tat haben sie der Erosion ihrer Auto­
nomie nicht nur keinen Widerstand entgegengesetzt; sie haben sie kräftig gefördert.

Die Kompensation, das hat Herr Müller ja eingeräumt, war aus der Sicht der Lan­
desregierungen auch hinreichend attraktiv: Die Einräumung immer weitergehender 
Mitwirkungsrechte bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes sowie in euro­
päischen Angelegenheiten. Da diese Mitwirkung über den Bundesrat erfolgt, ist dieser 
im Laufe der Zeit zu einer mehr oder weniger gleichberechtigten Zweiten Kammer16 
herangewachsen, in eine Rolle, die ihm die Mütter und Väter des Grundgesetzes, ent­
gegen bayerischem Drängen17, gerade nicht zuerkennen wollten.18 Im Austausch gegen 
umfangreiche Mitwirkungsbefugnisse haben die Länder die Auszehrung ihrer Auto­
nomie in Kauf genommen und sich dort, wo sie die Entwicklung, wie in Europa, nicht

11 Zum  Begriff E. Schm idt-A ßm ann , Zur Europäisierung des allgemeinen Verwaltungsrechts, FS für Lerche, 

1993, S. 513 m. w . N . Fn. 2.
12 G. H irsch , SächsVBl. 1998, 101 ff.; P. M. H u ber , R echt der Europäischen Integration, 2. A ufl., 2002, § 5 

Rdnr. 45; H . P. Ipsen , A ls Bundesstaat in der Gemeinschaft, in: FS für Hallstein, 1966, S. 248/256.

13 A. Janssen, (Fn. 8), S. 41/42 f.
14 R. D olzer, D as parlamentarische R egierungssystem  und der Bundesrat -  Entwicklungsstand und Reform­

bedarf, W D S tR L  58 (1999), 7/33; P. M. H u ber , (Fn. 12), § 4 Rdnr. 4, § 23 Rdnr. 9; M. N ettesheim , (Fn. 1), 
S. 363/364; M. H ilß  Europäische U nion: Gefahr oder Chance für den Föderalismus in D eutschland, Österreich  
und der Schweiz?, W D S tR L  53 (1994), 8 ff.; T. Stein , Europäische U nion: Gefahr oder Chance für den Föde­

ralismus in Deutschland, Ö sterreich und der Schweiz?, W D S tR L  53 (1994), 27 ff.; M. Schw eitzer , Europäische 

U nion: Gefahr oder Chance für den Föderalismus in Deutschland, Österreich und der Schweiz?, W D S tR L  53 

(1994), 97 ff.
15 A. Janssen, (Fn. 8), S. 41/43.

16 Zum  Begriff BV erfGE 37, 363/380, das den Begriff der „Zweiten Kammer“ zur U m schreibung gleichbe­
rechtigter M itw irkungsbefugnisse verw endet w issen  w ill und ihn für den Bundesrat deshalb ablehnt; offener 

H . H . K le in , D er Bundesrat der B undesrepublik D eutsch land -  die „Zw eite Kamm er“, A öR  108 (1985), 

329/331; R. W. Schm itt, D er Bundesrat -  Keine Zw eite Kammer?, BayVBl. 1974, 685 ff.; D. W yduckel, D er  

Bundesrat als Zw eite Kammer, D Ö V  1989,181 ff.
17 Schulze-Vorherg, „Von der Centralisation kein H eil“, w ie es zum  Bundesrat kann, in: H rhek  (Hrsg.), M it­

erlebt -  M itgestaltet, D er Bundesrat im Rückblick, 1989, S. 65 ff.
18 R. D o lzer , (Fn. 14), 7/21; P. K irchhof \ (Fn. 7), S. 237/246.
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steuern konnten, doch gefügt -  zum Vorteil der Landesregierungen und auf Kosten 
der ersten Gewalt sowie der Landesverfassungsgerichte.19

Als Mitglieder des Bundesrates besitzen die Landesregierungen ein gewichtiges 
Wort bei allen Verfassungsänderungen (Art. 79 Abs. 2 GG), wirken sie maßgeblich auf 
die Gesetzgebung des Bundes ein, weil mittlerweile ca. 60 % aller Bundesgesetze sei­
ner Zustimmung bedürfen.20

Nach Art. 50 GG wirken sie über den Bundesrat auch in Angelegenheiten der 
Europäischen Union mit. Art. 23 GG und das Ausführungsgesetz versuchen insoweit, 
die bundesstaatliche Kompetenzverteilung in das Grundgesetz, in die Integrationsge­
walt hinein zu verlängern,21 und etablieren zu diesem Zweck ein System abgestufter 
Bindungen der Bundesregierung an die Auffassung des Bundesrats bei der Wahrneh­
mung deutscher Mitgliedschaftsrechte im Rat der EU. Ich will Ihnen ersparen, diese 
etwas spröden Regelungen hier im Einzelnen vorzutragen, zumal die Meinungen 
darüber auseinander gehen, wie weit sie die Verfassungswirklichkeit tatsächlich prä­
gen. Herr Müller hat gesagt, wir könnten nur deshalb mit Art. 23 GG leben, weil er 
nicht zur Anwendung gekommen sei, und zwar in allen seinen Absätzen.

Ich glaube, dass das zu kurz greift. Die Vorfeld Wirkung seiner Regelungen, das blo­
ße Wissen der Bundesregierung, das Einvernehmen mit dem Bundesrat im Zweifelsfall 
hersteilen zu müssen, sowie die Einwirkungen der Länder während des europäischen 
Rechtssetzungsverfahrens sind bei der Formulierung und Durchsetzung der deutschen 
Verhandlungspositionen ein erhebliches Problem. Sie wirken als retardierendes Mo­
ment und führen zu einer tendenziellen Lähmung des deutschen Verhandlungsführers, 
die es nicht selten ausschließt, mit anderen Staaten im Rat frühzeitig Allianzen zu 
schmieden und Kompromisse zu finden. Das zwingt Deutschland insgesamt zu einer 
eher passiven, reaktiven Politik und verhindert, dass strategische nationale Anliegen 
über die europäische Ebene zu gemeineuropäischem Recht werden.

3. Die Verflechtung der Verwaltungszuständigkeiten

Verbund- und Beteiligungsstrukturen kennzeichnen auch die Verwaltungszustän­
digkeiten. Obwohl Verwaltung angesichts des das Grundgesetz prägenden „Exeku­
tivföderalismus“22 vorrangig Sache der Länder ist, ist die Verfassungswirklichkeit 
durch vertikale Zuständigkeitsverflechtungen und zahllose Ingerenzen des Bundes in 
Organisation und Verfahren der Landesverwaltungen gekennzeichnet.

19 P. M. H u ber , D ie Landesverfassungsgerichtsbarkeit zw ischen Anspruch und W irklichkeit, ThürVBl. 2003, 

73 ff.
20 / .  Lü ckey in: Sachs (H rsg.), G G , 3. A ufl., 2003, Art. 77 Rdnr. 15; P. M. H u ber , Grundrechtsschutz durch 

Organisation und Verfahren als K om petenzproblem  in der G ew altenteilung und im  Bundesstaat, 1988, S. 290; 
E. Teufel, K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatlichen O rdnung, 

Kom.Prot. 2, Sten.Bericht, 2. Sitzung, S. 27.
21 R. Scholz, in: M aunz/D ürig , G G , Art. 23 (1996), Rdnr. 9, 22.
22 P. K irchhof (Fn. 7), S. 237/245; St. O eter, Integration und Subsidiarität im  deutschen Bundesstaatsrecht, 

1998, S. 401 ff.
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Das deutlichste Beispiel dafür sind die Gemeinschaftsaufgaben, von denen heute 
auch schon die Rede war. Sie sind schon unmittelbar nach ihrer Einführung 1969 
kritisiert worden.23 Mit einiger Klarsicht hat man damals ins Feld geführt, dass sie die 
Grundstruktur der bundesstaatlichen Verfassung ändern, und dass die Vermischung 
der Zuständigkeiten zu einer Verantwortungs- und Entscheidungsmüdigkeit führen 
würde. Mittlerweile hat die gemeinsame Rahmenplanung in diesem Bereich ein für die 
Länder (politisch) geradezu erdrückendes Ausmaß angenommen. Ihre Beteiligung an 
der Finanzierung bindet wesentliche Teile der ohnehin geringen „freien Spitze“ ihrer 
Haushalte, und durch die inhaltliche Mitbestimmung des Bundes über die Verwen­
dung der Landesmittel gefährden sie sogar ihre Haushaltsautonomie.24 Diese Vinkulie­
rung der Länder erhält zusätzliche Brisanz dadurch, dass die europäischen Förderpro­
gramme, etwa in der Regionalpolitik, ebenfalls eine Kofinanzierung der Länder vor­
aussetzen und die eigentliche Entscheidungszuständigkeit auch hier nicht in den Lan­
deshauptstädten liegt, sondern bei der Kommission in Brüssel. So kann von einem 
finanzpolitischen Gestaltungsspielraum der Länder kaum noch die Rede sein.25 Dass 
es darüber hinaus „Sündenfälle“ wie die Förderung des Bundes für die Ganztagschule 
gibt, auf die Herr Ossenbühl heute schon hingewiesen hat, möchte ich nur am Rande 
erwähnen.

Einbruchstelle für den Bund in die Verwaltungszuständigkeit der Länder ist be­
kanntlich vor allem Art. 84 GG. Danach kann der Bund mit Zustimmung des Bundes­
rates Vorschriften über das Verwaltungsverfahren und die Einrichtung der Behörden 
treffen. Diese Möglichkeit hatte man ursprünglich als Ausnahme konzipiert. 10 % ist 
eine Zahl, die sich in den Materialien des Grundgesetzes findet. Heute enthalten etwa 
40 % aller Bundesgesetze derartige Regelungen über Organisation und Verfahren und 
schränken die Organisationshoheit der Länder, ihre institutionelle und verfahrensmä­
ßige Autonomie, wenn Sie so wollen, damit empfindlich ein.

In der Bundesauftragsverwaltung (Art. 85 Abs. 1 GG) sehen die Dinge ähnlich aus, 
wobei die Ingerenzrechte des Bundes hier natürlich noch weiter gehen.

4. Verbundföderalismus und Europa

Schließlich bereitet die Europäisierung dem deutschen Verbundföderalismus ange­
sichts der Schwerfälligkeiten seiner Entscheidungsverfahren besondere Schwierigkei­
ten,26 bei der innerstaatlichen Willensbildung in europäischen Angelegenheiten, bei 
der Wahrnehmung der Mitgliedschaftsrechte im Rat, und bei der Implementation des 
Unionsrechts.

Diese Schwierigkeiten sind zwar nicht nur dem Föderalismus geschuldet -  mit 
einem gewissen Recht haben die Länder in der Bundesstaatskommission immer wieder

231. v. M ünch , W D S tR L  31 (1973), 51 ff.

24 Zum Finanzvolum en A. Janssen, (Fn. 8), 41/55.
25 A. Pu ttier , H aushaltsautonom ie der Länder, Habilschr., Jena, 1999.
26 Anders H . Bauer, D Ö V  2002, 837/841.



darauf hingewiesen, dass die Hauptdefizite insoweit in Berlin lägen, weil es vor allem 
an den Egoismen der Bundesressorts liege, dass schon die Bundesregierung zu einer 
vorausschauenden Europapolitik nicht in der Lage sei; der Umstand, dass wir 
es, anders als Großbritannien oder Frankreich bis heute nicht geschafft haben, einen 
Europaminister zu installieren, spricht insoweit Bände -  aber das ist nur die Hälfte der 
Wahrheit. Zu ihr gehört auch, dass die Bundesressorts keine Vollzugserfahrungen 
besitzen (können), dass sie typischer Weise überfordert sind, parteipolitisch unter­
schiedlich geprägte Erfahrungen aus den Ländern zu einem einheitlichen Willen zu 
bündeln, und dass sie angesichts der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Län­
dern auch größere Schwierigkeiten als andere Regierungen haben (müssen), die ganze 
rechtspolitische Breitenwirkung einer europäischen Regelung zu erfassen. Dieser 
Befund wird, das soll der letzte Punkt sein, dadurch verschärft, dass Art. 23 
Abs. 6 GG die Übertragung der Außenvertretung Deutschlands auf einen Länderver­
treter vorsieht. Sie erinnern sich vielleicht, dass 1990 bzw. 1992 dies die Morgengabe 
war, die der Bund erbringen musste, um die Zustimmung der Länder zum Mastrichter 
Verlag zu erhalten. Der frühere regierende Bürgermeister von Berlin hat berichtet, 
dass in der Zeit, als er Bundesratspräsident war, eine rechtzeitige Abstimmung unter 
den Ländern mehrfach nicht möglich war, sodass sich Deutschland letztlich der Stim­
me enthalten hat.27 Dass die Enthaltung im Brüsseler Jargon mittlerweile als „German 
vote“ figuriert, bedarf insoweit keines weiteren Kommentars. Immerhin haben die 
Länder am Schluss der Bundesstaatskommission in diesem Punkt eine gewisse Kon­
zessionsbereitschaft signalisiert.28

Das zweite Problem, das wir mit Blick auf Europa haben, und das die Bundes­
staatskommission mit Ausnahme von Nordrhein-Westfalen, das diesen Gedanken 
kurzzeitig aufgegriffen hat, kaum zur Kenntnis genommen hat,29 ist, dass es erhebliche 
Schwierigkeiten bei der Implementation des Europarechts gibt. Bekanntlich gilt inso­
weit der Grundsatz der institutionellen und verfahrensmäßigen Autonomie, das heißt 
konkret, dass die staatliche Ebene europäisches Recht umsetzt, die nach der inner­
staatlichen Kompetenzverteilung zuständig ist.30

Im Zweifel ist es der Bund, der den europäischen Rechtsakt mitbeschließt. Dabei 
gibt es eine problematische Neigung der Bundesregierungen jedweder Couleur, Recht­
setzungsvorschlägen auf europäischer Ebene zunächst einmal zuzustimmen und sich 
über Implementation und Vollzug wenig Gedanken zu machen. Hier sei nur an die 
IVU-Richtlinie 96/61/EG31 erinnert, die mit den noch polizeirechtlich geprägten 
Strukturen des deutschen Umweltrechts nicht kompatibel war. Nach ihrem Inkraft­
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27 FA Z vom  28. Februar 1998.

28 D okum entation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­
chen Ordnung, D eutscher B undestag/Bundesrat (H rsg.), Zur Sache 1/2005, S. 192.

29 Siehe insow eit D okum entation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der 

bundesstaatlichen Ordnung, D eutscher B undestag/Bundesrat (Hrsg.), Zur Sache 1/2005,1 .1 .5 .2 , S. 199 ff.
30 P. M. H u ber , (Fn. 12), § 22 Rdnr. 3.

31 ABI. EG  1996 N r. L 257/26; zu den U m setzungsproblem en siehe etwa H . K racht/A . W asielewski, Integ­
rierte V erm eidung und Verm inderung der U m w eltverschm utzung, in: R en geling  (H rsg.), E U D U R , Band I, 
§ 35 Rdnr. 15 ff.
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treten hatte man dann erhebliche Schwierigkeiten, das Immissionsschutz- und Abfall­
recht europarechtskonform zu ändern. Dass dies nicht fristgemäß gelungen ist, bedarf 
keiner näheren Darlegung. Und das ist nur ein Beispiel von vielen. Der Umstand, dass 
Deutschland häufig der letzte oder vorletzte Mitgliedstaat ist, was die Umsetzung des 
Europarechts angeht, zeigt, dass es hierbei nicht nur um ein theoretisches Problem 
geht.32 Auch bei der Statistik der Vertrags verletzungsverfahren nehmen wir keine 
rühmliche Rolle ein. Schließlich können wir täglich verfolgen, welche Schwierigkeiten 
die Umsetzung des Stabilitätspaktes aufwirft -  und das hat auch etwas mit unserem 
Föderalismus zu tun.33

II. Verflechtung und mangelnde Europaorientierung als Struktur­
probleme der grundgesetzlichen O rdnung

1. Die Verflechtung als zentrales Problem

Diese kursorische Bestandsaufnahme zeigt, dass mangelnde Effektivität und Ent­
scheidungsschwäche der grundgesetzlichen Zuständigkeitsordnung zu einem erhebli­
chen Teil auf der „Zuständigkeitsverflechtung“ zwischen Bund und Ländern beru­
hen.34 Der im exekutiv-föderalistischen System des Grundgesetzes, seinem Beteili- 
gungs- und Verbundföderalismus angelegte Entscheidungsverbund35 ist in den letzten 
50 Jahren auf die Spitze getrieben worden.

Institutioneller Angelpunkt dieses Systems ist der Bundesrat. Über ihn wirken die 
Länder bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes sowie in europäischen 
Angelegenheiten mit, und damit ist ein erhebliches Blockadepotential verbunden. Das 
wird vom Grundgesetz freilich nicht missbilligt, denn es gehört zu den in der Verfas-

32 Z uletzt Z w anzigster Jahresbericht über die K ontrolle der A nw endung des G em einschaftsrechts (2002) 
vom  21 .11 . 2003, K O M  (2003), 669 endg., S. 82.

33 Stabilitäts- und W achstumspakt, Entschließung des Europäischen Rates über den Stabilitäts- und Wachs­

tumspakt, ABI. EG  1997 N r. C  236/01; V O / EG  N r. 1466 /97  des Rates vom  7. Juli 1997 über den Ausbau der 

haushaltspolitischen Ü berw achung und der Ü berwachung und Koordinierung der W irtschaftspolitiken (ABI. 
EG  1997 N r. L 209/01); V O /E G  N r. 1467 /9 7 des Rates vom  7. Juli 1997.

34 Zw eifelnd G. R obbers, Entw icklungsperspektiven des Föderalism us, in: FS Badura, S. 431/433, der die 
parteipolitische Ü berform ung der bundesstaatlichen O rdnung und die unterschiedliche Leistungsfähigkeit der 

Länder w oh l als gewichtigere U rsachen ansieht. D ie  parteipolitische Überform ung hängt freilich an der insti­
tutioneilen Verflechtung und wäre ohne diese nicht möglich.

35 Zum  kooperativen Bundesstaat im  G rundgesetz Chr. Calliess, D ie  Justiziabilität des Art. 72 Abs. 2 G G  

vor dem Hintergrund von  kooperativem  und kom petitivem  Föderalismus, D Ö V  1997, 889/891; R. G raw ert, 

Finanzreform und Bundesstaatsreform, D er Staat 7 (1968), 63/73 ff. m it Blick auf die Gemeinschaftsaufgaben; 

M. H eckei, Zum  W andel des Föderalismus -  am Beispiel des Bundesrates und des Verordnungsrechts, in: FS 
Badura, S. 169/175; K. H esse , A spekte des kooperativen Föderalismus in der Bundesrepublik, FS für Gebhard 

Müller, 1970, S. 141/143 ff.; G. K isker , K ooperation im Bundesstaat, S. 4 ff.; M. N ettesh eim , W ettbewerbsföde­
ralismus und Grundgesetz, S. 363/364 f.; U. Scheuner, Struktur und Aufgabe des Bundesstaates in der G egen­
wart, D Ö V  1962, 641/647; rechtsvergleichend W. K ew en ig , K ooperativer Föderalismus und bundesstaatliche 

O rdnung, A öR  93 (1968), 433 ff.; P. Lerche, Föderalism us als nationales O rdnungsprinzip, W D S tR L  21 
(1964), 66 ff.



sung angelegten Strukturen36 des Bundesstaates, dass der Verlust von Entscheidungs­
zuständigkeiten der Länder zugunsten des Bundes durch eine Beteiligung auf Bundes­
ebene kompensiert wird. Aber auch wenn das nicht missbilligt wird, bleibt es doch ein 
Problem. Durch die parteienstaatliche Überformung des verfassungsrechtlichen In­
stitutionengefüges hat sich der Bundesrat zudem von einem Organ zur Vertretung 
spezifischer Länderinteressen mehr und mehr zum institutioneilen Anker der Oppo­
sition auf Bundesebene gewandelt. Das hat vor allem die politische Bedeutung der 
Landesregierung im Allgemeinen, und der Ministerpräsidenten im Besonderen gestei­
gert, wie schon ein Blick auf die Rekrutierung der Kanzlerkandidaten seit Anfang der 
1970er Jahre zeigt.

2. Die mangelnde Europaorientierung

Als zweites Strukturproblem des Föderalismus lässt sich ausmachen, dass das 
Grundgesetz -  ungeachtet der offenen Staatlichkeit, der es von Anfang an verpflichtet 
war -  der europäischen Einbindung Deutschlands angesichts des mittlerweile erreich­
ten Standes der Integration nicht mehr ausreichend Rechnung trägt.

Über 50 % aller nationalen Gesetze, dies ist Mitte der 1990er Jahre für mehrere 
Mitgliedstaaten ermittelt worden -  nach Berechnungen der Bundestagsverwaltung 
sollen es derzeit 36 % sein -  dienen mittlerweile schon der Umsetzung und Operatio­
nalisierung von Unionsrecht. Die in Deutschland maßgebliche Verfassungsordnung ist 
zudem durch die Öffnung für das „Integrationsprogramm“, wie es das Verfassungsge­
richt nennt, geprägt. Dies zwingt sie dazu, den Homogenitätsanforderungen des 
Art. 6 EU zu entsprechen sowie Bedingungen und Strukturen zu schaffen, die eine 
effektive Geltung des Unionsrechts ermöglichen. Und es begründet, wenn nicht eine 
Rechtspflicht, so doch zumindest ein Gebot rechtspolitischer Klugheit, die innerstaat­
lichen Verfahren den rechtlichen und politischen Anforderungen unionaler Entschei­
dungsfindung anzupassen.

Wenn es Aufgabe der Verfassung ist, dem Gemeinwesen eine funktionierende und 
gute Ordnung zu geben, und die Mitgliedschaft in der EU faktisch das Ende nationa­
ler Verfassungsautonomie bedeutet, dann muss auch das Grundgesetz als (Teil-)Ver- 
fassung im europäischen Verfassungsverbund seinen Beitrag dazu leisten, dass die 
anerkannten Verfassungsfunktionen möglichst gut erfüllt werden. Die Kompetenz­
ordnung des Grundgesetzes und die Vorschriften über die innerstaatliche Willensbil­
dung in europäischen Angelegenheiten tragen diesen geänderten Rahmenbedingungen 
jedoch nicht ausreichend Rechnung.

Ein weiterer Aspekt kommt hinzu: Da auch das Unionsrecht demokratischen und 
rechtsstaatlichen Sicherungen unterliegt, erübrigt sich bis zu einem gewissen Grade 
der Gedanke der „vertikalen Gewaltenteilung.“ Die Etablierung des Mehrebenensys- 
tems und die Schaffung einer zusätzlichen Ebene ist dem bundesstaatlichen Aufbau 
Deutschlands insoweit funktional äquivalent.
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36 St. O eter , Integration und Subsidiarität im deutschen Bundesstaatsrecht, S. 406.
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III. Entflechtung als Verfassungsgebot

Die durch den Verbundföderalismus und seine ZuständigkeitsVerflechtungen be­
wirkte Entscheidungsschwäche ist freilich nicht nur ein rechtspolitisches, sondern 
auch ein verfassungsrechtliches Problem. Denn sie bewirkt, dass die mit dem Wahlakt 
erteilte Legitimation für ein bestimmtes Programm kaum noch verwirklicht werden 
kann, weil der Bundestag rechtlich und faktisch nicht mehr über die notwendigen 
Entscheidungsbefugnisse verfügt, um seinen demokratisch formulierten Auftrag ein­
zulösen und die Demokratie auf Bundesebene lebendig zu halten.37 Die über seine 
Mitwirkungsmöglichkeiten vermittelte starke Stellung des Bundesrates auf der einen 
Seite und die Abwanderung von Zuständigkeiten auf die europäische Ebene auf der 
anderen Seite führen so zu einer Erosion der demokratischen Substanz des Wahl­
rechts, und damit des demokratischen Prinzips an sich. Angesichts der Einbindung in 
das Mehrebenensystem bewirken sie zudem, dass politische Verantwortung kaum 
noch wahrgenommen bzw. zugerechnet werden kann.

Vor diesem Hintergrund lässt sich aus Art. 20 GG ein Auftrag ableiten, der auf eine 
Entflechtung der Entscheidungszuständigkeiten zielt, um sowohl dem Bundestag als 
auch den Landtagen wieder größere Gestaltungszuständigkeiten zu sichern.38 Man 
kann natürlich darüber diskutieren -  und darüber diskutiert die deutsche Staats­
rechtslehre seit 150Jahren-, ob die Entscheidung für den Bundesstaat diese starke 
Betonung des Demokratieprinzips nicht relativiert und die Verfassung eben beides 
gleichermaßen will. Ich habe an anderer Stelle darzulegen versucht, dass es meines 
Erachtens eine Präponderanz des demokratischen vor dem bundesstaatlichen Prinzip 
gibt;39 das kann ich hier nicht weiter ausführen. Festhalten möchte ich aber, dass der 
aktuelle Befund einer Krise dazu zwingt, die zunächst gescheiterten Vorschläge der 
Bundesstaatskommission in der einen oder anderen Weise wieder aufzunehmen, und 
dass dies ein dauerhaftes Petitum, ein dauerhafter Auftrag ist.

IV. Rechtspolitische Maßstäbe für eine Reform der 
Kom petenzverteilung

Nach welchen Kriterien die Zuständigkeits Verteilung erfolgen soll, versteht sich fast 
von selbst. Subsidiarität und Autonomie hat Herr Müller heute schon angesprochen, 
wobei Subsidiarität natürlich auch bedeutet, dass die untergeordneten Einheiten allein 
zur Regelung solcher Fragen zuständig sein sollten, die sie auch effektiv regeln kön­
nen. Die „Staatsvertragslösung“ im Bereich des Hochschulrechts wäre, wenn sie denn

37 BVerfG E 89, 155/171 f., 182; P. Kirchhof\ (Fn. 7), S. 237/242; W. K lu th , D ie  demokratische Legitimation  

der Europäischen U nion , 1995, S. 61.
38 P. M. H uber,, (Fn. 1), D  33 ff.
39 P  M. H u ber , (Fn. 1), D  38 ff.



käme, eher ein Indikator dafür, dass die Länder an dieser Stelle überfordert sind.40 Als 
Mitglied der Kommission für die Ermittlung der Konzentration im Medienbereich 
(KEK) kann ich beobachten, wie wir jedes halbe Jahr mit einer neuen Änderung des 
Rundfunkstaatsvertrags (RStV) konfrontiert werden, mit der sich kein (Landes-) 
Parlament wirklich beschäftigt hat, die im Zweifel auch die Ministerpräsidenten nicht 
zur Kenntnis nehmen, sondern durchwinken, und die letztlich auf den Absprachen 
der Rundfunkreferenten beruht. Dass sich Demokratie so nicht entfaltet, und dass dies 
mit einer gewissen sachlichen Überforderung der Länder zusammen hängt, liegt auf 
der Hand. Mit anderen Worten: wo überregionale Handlungsbedürfnisse bestehen, 
sollten de constitutione ferenda weder Art. 30 GG noch die Vermutung des Art. 70 GG 
zur Anwendung kommen; sachliche Gesichtspunkte sprechen vielmehr dafür, dass für 
dermaßen überregionale Aufgaben der Bund zuständig ist.

Noch ein Wort zum Wettbewerbsgedanken, und zum Wettbewerbsföderalismus: 
Als Ordnungsprinzip kommt er meines Erachtens nur insoweit in Betracht, als er 
Folge der auf einer unteren Ebene angesiedelten Kompetenz ist. Das Stichwort des 
Wettbewerbs mag etwas Wichtiges bezeichnen, soweit es das Bemühen um die bessere 
Lösung im Vergleich mit anderen meint, soweit es also von der Autonomie der Ge­
bietskörperschaft handelt. Man kann das auch „Gestaltungsföderalismus“ nennen.

Dagegen scheint mir eine Übernahme des dem Wirtschaftsleben entlehnten Wett­
bewerbsgedankens auf staatliches Handeln, eine Konkurrenz um Steuerzahler, Inves­
toren etc., mit dem bundesstaatlichen Konzept des Grundgesetzes schwerer kompati­
bel. Johannes Rau hat im letzten Jahr davon gesprochen, dass man keinen Bund 
schließe, um gegeneinander zu konkurrieren41, und Paul Kirchhof hat in der Fest­
schrift für Badura ausführlich dargelegt, warum der Wettbewerbsgedanke als ökono­
mischer Gedanke, als Konkurrenz in Verteilungssituationen, kein taugliches Muster 
für eine Neuordnung der Kompetenzen sein kann42.

Als letztes möchte ich noch auf die Frage eingehen, die auch beim Referat von 
Herrn Müller eine Rolle gespielt hat, ob man die Erwartung der Bevölkerung an bun­
deseinheitliches Handeln tatsächlich ignorieren kann, und ob es nicht Aufgabe der 
Politiker ist, auf diese Erwartungshaltung Rücksicht zu nehmen. Letzten Endes steckt 
dahinter ja die Frage, wie stark der Föderalismus in unserer Gesellschaft verankert ist, 
und ob es sich das „Subsystem Recht“ leisten kann, an den Erwartungen der Bevölke­
rung vorbei Politik zu betreiben, ohne dass aus einer solchen Diskrepanz langfristig 
Risiken und Gefahren für die Stabilität des Staates hervorgehen.

Ich will das alte -  im Grunde aus der deutschen Klassik stammende -  Wort von der 
Verfassung, die von Voraussetzungen lebt, die sie nicht selber schaffen kann -  
E. W. Böckenförde muss in diesem Zusammenhang natürlich auch zitiert werden -, 
nicht bemühen; das Wissen um diese Voraussetzungen ist für den Juristen gleichwohl 
existentiell: Die Sozialpsychologen haben, wenn ich das richtig verstanden habe,
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40 P. M. H u ber , (Fn. 1), D  44; M. N ettesheim , (Fn. 1), S. 363/374.
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herausgefunden, dass kollektive Identitäten und das kollektive Gedächtnis einer Nation 
in der Regel 400 Jahre zurück reichen43. Wenn man sich vor diesem Hintergrund fragt, 
was in den letzten 400 Jahren in Deutschland mit Blick auf den Föderalismus gesche­
hen ist, dann entdeckt man eine Reihe von historischen Zäsuren und Erfahrungen, die 
Eingang in das kollektive Gedächtnis unseres Volkes gefunden haben, und die viel­
leicht erklären können, warum wir trotz aller föderalistischen und verfassungsrecht­
lichen Vorgaben doch ein etwas gebrochenes Verhältnis zu diesem Ordnungsprinzip 
haben: da haben wir den Dreißigjährigen Krieg und den Verfall des Alten Reichs im 
18. Jahrhundert, die jahrhundertelang die Sehnsucht nach einer starken, die elementa­
ren Staatszwecke verwirklichenden Zentrale genährt haben, und die Erfahrung, dass 
Deutschland wegen dieser fehlenden starken Zentralgewalt immer wieder Objekt der 
politischen Ambitionen seiner Teile bzw. seiner Nachbarn gewesen ist. Wir haben den 
quälend langsamen Weg zur nationalen Einheit im 19. Jahrhundert, in dem die Parti­
kularstaaten dem Volk die Prämie für die Befreiungskriege vor enthalten und sich als 
Hindernis auf dem Weg zur nationalen Einheit erwiesen haben. 400 Jahre negative 
Erfahrungen mit dem Partikularismus sind im Gedächtnis der Nation und in ihrer 
kollektiven Identität möglicherweise tiefer gespeichert, als es der bloße Blick auf die 
Verfassungsgeschichte nahe legen mag.

V. Reformüberlegungen in der Bundesstaatskommission

Was folgt aus diesem Befund für eine Veränderung der Kompetenzen und für eine 
Reform des föderalistischen Systems? Herr Müller hat davon gesprochen, dass alle 
Sachverständigen in der Bundesstaatskommission unterschiedliche Konzepte gehabt 
hätten, und dass man daraus im Grunde nichts Genaues hätte ableiten können. Er hat 
natürlich Recht -  wo drei Juristen Zusammenkommen, gibt es vier Meinungen. Aber 
im Laufe der eineinhalb oder eineinviertel Jahre der Kommissionsarbeit hat sich doch 
eine Art „mainstream“ herausgebildet,44 der letzten Endes dann auch in dem Papier 
von Herrn Müntefering und Herrn Stoiber seinen Niederschlag gefunden hat. Und zu 
diesem Konsens gehörte zunächst, dass die Bildungspolitik „vom Kindergarten bis zur 
Habilitation“, wie es der Abgeordnete Röttgen genannt hat, Ländersache sein sollte. 
Dazu gehörte ferner, dass die Organisationshoheit der Länder, insbesondere mit Blick 
auf ihre Bediensteten, wieder stärker in ihre Zuständigkeiten gegeben werden sollte. 
Und zu diesem Konsens gehörte drittens, dass regional begrenzte Politikfelder in die 
Zuständigkeit der Länder und nicht in die Zuständigkeit des Bundes fallen sollten.

43 B reakw ell/Speri, C hanging European Identities, 1996; H ilto n /E rb/D erm ot/M olian , Social Represenation  

o f H istory  and Attitudes to European U nification in Britain, France and Germany, 1992; P. M. H u ber  (Fn. 1), 
D  46 ff. m. w . N .

44 N achw eise in: D okum en tation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der 

bundesstaatlichen Ordnung, D eutscher B undestag/Bundesrat (Hrsg.), Zur Sache 1/2005.
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1. Neuordnung der Gesetzgebungskompetenzen

Zu Beginn der Bundesstaatskommission sind vor allem Baden-Württemberg und 
Herr Teufel mit dem Petitum auf getreten, sämtliche Kompetenzen entweder auf den 
Bund oder auf die Länder zu verteilen und ein „Trennsystem“ zu etablieren, bei dem 
es zu keinen Überschneidungen kommt. Das hat sich relativ schnell als nicht durch­
führbar erwiesen, weil man erkannt hat, dass es einer gewissen Flexibilitätsreserve 
beim Auftreten neuer Probleme und bei der Veränderung von politischen, wirtschaft­
lichen und sozialen Rahmenbedingungen bedarf, vor allem wenn es in einem Bereich 
schon Bundesrecht gibt, und dass deshalb an der konkurrierenden Gesetzgebung 
festgehalten werden solle.45

Allerdings hat die Bundesstaatskommission, jedenfalls nach dem Entwurf des 
„Konsenspapieres“ von Müntefering und Stoiber,46 mehr oder weniger Einvernehmen 
darüber erzielt, dass eine stärkere Trennung der Gesetzgebungskompetenzen, als sie 
de constitutione lata vorgesehen ist, denkbar wäre -  beim Melde- und Ausweiswesen, 
der Abwanderung deutschen Kulturguts in das Ausland (diese Kompetenz hat einige 
merkwürdige, ich sage einmal Wechselfälle erlebt: sie war ja ursprünglich eine konkur­
rierende Kompetenz, die dann 1994 zu einer Rahmenkompetenz umgestaltet wurde, 
und jetzt in die ausschließliche Kompetenz des Bundes zurückgeführt werden soll47), 
beim Waffen- und Sprengstoffrecht und dem Atomrecht, die Gegenstand der aus­
schließlichen Gesetzgebung des Bundes werden sollten. Bei der konkurrierenden 
Gesetzgebung sollte ein Großteil der wichtigen Materien, wie das Bürgerliche Recht 
und das Strafrecht, der Erforderlichkeitsklausel enthoben werden, so dass der Bund 
letzten Endes auch hier faktisch eine weitgehend ausschließliche Gesetzgebungszu­
ständigkeit erhalten hätte.48

Die Rahmengesetzgebung schien lange Zeit erledigt, weil man der Auffassung war, 
dass sie sich im Grunde nicht bewährt hat.49 Bundespräsident Herzog hat einmal das 
Bild von dem Rahmen verwendet, der so groß ist, dass man das Bild nicht mehr sieht; 
und die Grundsatzgesetzgebung wurde nicht als Alternative gesehen. Deswegen hat 
man als Kompensation eine Auffanggesetzgebung mit Zugriffsrecht erwogen50, die die 
Rahmengesetzgebung mit ihren schwierigen Abgrenzungsproblemen ersetzen sollte. 
Nach der Sommerpause 2004, woran auch immer es gelegen haben mag, sollte die Rah­
mengesetzgebung dann doch beibehalten werden, für die Gegenstände, die Herr Müller

45 P. M. H u ber  (Fn. 1), D  55.

46 V orentwurf vom  13. 12. 2004, A U  104.

47 D okum entation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­
chen Ordnung, D eutscher Bundestag/Bundesrat (Hrsg.), Zur Sache 1/2005, S. 406 ff.

48 D okum entation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­

chen Ordnung, D eutscher B undestag/Bundesrat (Hrsg.), Zur Sache 1/2005, S. 140.

49 D okum entation  der K om m ission von Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­
chen Ordnung, D eutscher Bundestag/Bundesrat (Hrsg.), Zur Sache 1/2005, S. 141 ff.

50 D okum entation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­

chen O rdnung, D eutscher Bundestag/B undesrat (H rsg.), Zur Sache 1/2005, S. 89 ff.; P. M. H u ber , (Fn. 1), D  

58 ff.
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heute Morgen auch schon genannt hat -  das Hochschulrecht, das Jagdwesen, die Bo­
denverteilung und die Raumordnung.

Persönlich bedauere ich, dass aus der Auffanggesetzgebung mit Zugriffsrecht (vor­
läufig) nichts geworden ist bzw. auch dann nichts geworden wäre, wenn die Bundes­
staatskommission nicht gescheitert wäre, sieht man einmal vom Sonderfall des Art. 84 
Abs. 1 GG ab, wo dieser Mechanismus gegriffen hätte. Denn der der Auffanggesetz­
gebung zugrunde liegende Gedanke, die ja nicht an die Stelle der konkurrierenden 
Gesetzgebung hätte treten sollen, sondern einen neuen Gesetzgebungstyp geschaffen 
hätte, hätte die ratio des Bundesstaats besser zum Ausdruck gebracht als der Status 
quo. Sie hätte es ermöglicht, die Garantenstellung des Bundes für den Gesamtstaat 
einzulösen und seine Verpflichtungen nach außen zu erfüllen, ohne dass den Ländern 
dadurch substantielle Entscheidungsspielräume entzogen worden wären. In der Dis­
kussion war von Nordrhein-Westfalen einmal der Vorschlag aufgegriffen worden, die 
Umsetzung des Europarechts, auch so weit es sich um Zuständigkeiten der Länder 
handelt, unter eine solche Auffanggesetzgebung zu fassen, jedenfalls solange, bis die 
Länder von ihren Gesetzgebungskompetenzen Gebrauch gemacht haben.51 Damit 
wäre die Flanke nach Europa durch den Bund, der letzten Endes ja auch haftet, auch 
für die Nichtumsetzung durch die Länder, geschlossen worden, ohne ihm die -  von 
den Ländern zu Recht befürchtete -  Möglichkeit zu geben, dauerhaft „draufsatteln“ 
zu können. Die Länder hätten ohne inhaltliche Voraussetzungen die Möglichkeit 
gehabt, soweit Unionsrecht nicht entgegensteht, von der entsprechenden Regelung des 
Bundes abzuweichen. Man hätte sich Vergleichbares auch für das Hochschulrecht 
vorstellen können, oder für das Beamtenrecht, wo die Grundsätze des Art. 5 Abs. 3 
GG bzw. des Art. 33 Abs. 5 GG durch den Bund hätten konkretisiert werden können, 
während alles andere, die Organisation der Gruppenuniversität oder ähnliches den 
Ländern verblieben wäre. Gegenüber dem Status Quo, der Rahmenregelung und ihren 
Abgrenzungsproblemen, hätte dies eine deutliche Verbesserung bedeutet.52

Die Länder hätten nach den Vorstellungen des „Konsenspapieres“ darüber hinaus 
eine ganze Reihe von zusätzlichen Befugnissen bekommen: das Versammlungsrecht, 
das vielleicht politisch nicht so spannend ist, das Strafvollzugsrecht, das Notariat, das 
Heimrecht, Ladenschluss-, Markt- und Gaststättenrecht, das landwirtschaftliche 
Pachtwesen und anderes mehr. Sie haben dieses Angebot letzten Endes mit Blick auf 
den Dissens über die Hochschulpolitik nicht annehmen wollen. Dabei hätten sie, vor 
allem die unter Auszehrung leidenden Landtage, davon nicht unerheblich profitiert. 
Das gilt namentlich auch für die Zuständigkeit für das Beamtenrecht und die Beam­
tenbesoldung.53

51 Fosterling., in: D okum en tation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der 

bundesstaatlichen O rdnung, D eutscher B undestag/B undesrat (H rsg.), Zur Sache 1/2005, S. 125; P. M. H u b er , 

ebenda, S. 108; ders., (Fn. 1), D  70 ff.
52 Zu den Problem en siehe nur BVerfGE 111,226/247 ff. -  Juniorprofessur.
53 D okum en tation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­

chen O rdnung, D eutscher B undestag/Bundesrat (Hrsg.), Zur Sache 1/2005, S. 210 ff.
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2. Neuordnung der Verwaltungskompetenzen

Wenn ich noch ein paar Worte zur Neuordnung der Verwaltungskompetenzen sa­
gen darf und zu dem Vorhaben, in Art. 84 GG die Einrichtung der Behörden und das 
Verwaltungsverfahren anders zu regeln: Die größten Gewinner der vorgeschlagenen 
Neuregelung wären die Kommunen gewesen, vor allem die Landkreise und die kreis­
freien Städte, weil sowohl bei Art. 84 Abs. 1 GG, als auch bei Art. 85 Abs. 1 GG der 
Durchgriff auf sie, der heute unter „Einrichtung der Behörden“ figuriert, ausgeschlos­
sen worden wäre.54 Der Bund hätte darüber hinaus zwar die Möglichkeit erhalten, 
auch ohne die Zustimmung des Bundesrates Organisations- und Verfahrensregelungen 
zu erlassen, freilich um den Preis, dass die Länder von diesen Regelungen hätten ab­
weichen können.

Das wäre eine pragmatische Lösung gewesen, die aber vermutlich dazu geführt 
hätte, dass die Länder nur an einigen symbolträchtigen Stellen, und vermutlich auch 
nur die großen Länder, tatsächlich von den Vorgaben des Bundesrechts abgewichen 
wären. Letztlich hätte die Neuregelung wohl eine stärkere Unitarisierung des Ver­
waltungsverfahrens und der Behördenorganisation zur Folge gehabt, als es als es nach 
dem Status quo der Fall ist. Gerade wenn man die Erfahrungen in den neuen Ländern 
und die, sagen wir einmal zögerliche Haltung, hier eigenständige Gesetzgebungsrechte 
zu bekommen, mit in Betracht zieht, spricht viel dafür, dass die kleineren Länder, 
insbesondere auch die neuen Länder, von diesem Zugriffs- und Abweichungsrecht 
wenig Gebrauch gemacht hätten. Das lässt das Scheitern in einem etwas milderem 
Licht erscheinen. Freilich wären mit dieser Regelung die Hälfte aller zustimmungs­
pflichtigen Tatbestände weggefallen und die Entflechtung des bundesstaatlichen Ent­
scheidungssystems, vorbehaltlich der Regelungen in der Finanzverfassung55, über die 
ich hier ja nicht sprechen soll, ein erhebliches Stück erleichtert worden.

Für die Bundesauftragsverwaltung war man, auch das gehört zu den Überraschun­
gen zum Schluss, bis zum Sommer eigentlich davon ausgegangen, dass es bei Art. 85 
GG nicht anders laufen könne als bei Art. 84 GG. In dem „Konsenspapier“ war bei 
Art. 85 GG allerdings dann keine Änderung vorgesehen, sieht man einmal vom Aus­
schluss des Durchgriffs auf die Kommunen ab.56

M. E. sollte man darüber nachdenken, die Bundesauftragsverwaltung mit Ausnah­
me der Finanzverwaltung ganz zu streichen.57 Die Erfahrungen mit dem Atomrecht, 
die im Grunde dazu geführt haben, dass die Länder nur noch Briefboten und Haf­
tungsadresse für den Vollzug durch den Bund sind, sprechen etwa dafür, diese Materie 
ganz in bundeseigene Zuständigkeiten zu übertragen, während man sich etwa bei den

54 D okum entation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­
chen Ordnung, D eutscher Bundestag/Bundesrat (Hrsg.), Zur Sache 1/2005, S. 53 ff., 77, 79 f.

55 D azu D okum entation  der K om m ission von Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundes­
staatlichen Ordnung, D eutscher B undestag/Bundesrat (Hrsg.), Zur Sache 1/2005, S. 483 ff.

56 D okum entation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­
chen Ordnung, D eutscher B undestag/Bundesrat (Hrsg.), Zur Sache 1/2005, S. 88.

” P . M.  H uber, (Fn. 1 ) ,D 8 4 .
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Fernstraßen und anderen Regelungen auch eine Übertragung in die Landeszuständig­
keit vors teilen könnte.

Auch die Gemeinschaftsaufgaben gehören zur Verwaltung. Hier sollten, so sah es 
lange Zeit aus, mit Ausnahme der Forschungsförderung, alle Aufgaben nach Art. 91 b 
GG gestrichen werden.58 Im Laufe der Beratungen wurden allerdings immer mehr 
Gemeinschaftsaufgaben für unverzichtbar erklärt. Man hat noch darüber gedacht, ob 
man sie nicht durch Finanzhilfen (Art. 104 a Abs. 4 GG) ersetzen kann, damit we­
nigstens der Verwaltungsapparat, der mit Art. 91 a und 91 b GG verbunden ist, ent­
behrlich wird, und das ganze wenigstens durch ein Gesetz transparent und unter Bin­
dung an das föderale Gleichbehandlungsgebot geregelt wird. Aber je mehr die Bera­
tungen dem Ende entgegenstrebten, umso fester schienen diese Gemeinschaftsaufga­
ben zementiert. Am Schluss blieb, Herr Müller hat es heute Morgen gesagt, im Grun­
de nur noch die Abschaffung der Hochschulbauförderung übrig. Gemessen an den 
Erwartungen, die komplizierten Verfahren des Grundgesetzes ein bisschen zu ent­
schlacken, die Instrumente zu reduzieren und mehr Transparenz zu schaffen, war das 
bedauerlich, zumal auch in dem „Konsenspapier“ für die Länder, die von der Hoch­
schulbauförderung überproportional profitiert haben, Übergangsregelungen vorgese­
hen waren -  bis zum Jahre 2019, also bis zum Auslaufen des Solidarpaktes II.59

3. Neuordnung des Europaverfassungsrechts

Das Europaverfassungsrecht war der Bundesstaatskommission als Reformgegen­
stand nicht wirklich zu vermitteln.60 Es ist zwar darüber diskutiert worden, und es gab 
auch eine Arbeitsgruppe, die sich damit auseinander gesetzt hat. Zudem hat der Bund, 
haben vor allem Frau Künast und Herr Geiger aus dem Bundesjustizministerium, 
immer wieder darauf hingewiesen, dass es hier zu grundlegenden Änderungen kom­
men müsse. Das gilt vor allem, wenn man mit Blick auf die Vorgaben des Europäi­
schen VerfassungsVertrages (WE)61 die demokratische und politische Kontrolle der 
Bundesregierung im Rat intensivieren will.

Wie Sie wissen, hat der Bundestag im Grunde nur einen Berücksichtigungsan­
spruch, wobei weder die Bundesregierung noch die große Oppositionsfraktion 
(CDU/CSU) Neigung zeigen, die Mitwirkungsrechte des Parlaments zu erweitern, 
und das obwohl es hier ja funktional um „Gesetzgebung“ geht, genauer um die Mit­
wirkung an der unionalen Gesetzgebung. Zudem enthält der W E hier eine „Vorlage“ 
durch das sog. Frühwarnsystem im Protokoll über die Rolle der nationalen Parla­
mente in der Europäischen Union. Diese ist von vielen europäischen Staaten zum 
Anlass genommen worden, die innerstaatlichen Mitwirkungsrechte auszubauen und

58 D okum en tation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­
chen O rdnung, D eutscher Bundestag/B undesrat (Hrsg.), Zur Sache 1/2005, S. 483 ff.

59 § 15 M aßstG 2001; § 20 FA G  2001.
60 D okum entation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­

chen Ordnung, D eutscher B undestag/B undesrat (Hrsg.), Zur Sache 1/2005, S. 153 ff.
61 D eren Schicksal schien zum  Zeitpunkt des Referates klarer als heute nach den gescheiterten Referenden in 

Frankreich und den Niederlanden.



die Europapolitik stärker zu parlamentarisieren. Bei uns aber herrscht noch immer die 
Vorstellung, dass europäische Gesetzgebung so etwas wie klassische Diplomatie sei, 
wo man sich vom Parlament lieber nicht zu stark reinreden lassen möchte.

Die Rolle des Bundesrates stand in diesem Zusammenhang nicht zur Disposition. 
Im Gegenteil, die Länder wollten eher einen Ausbau ihrer Mitwirkungsmöglichkeiten 
als deren Rückführung.62 Anders als der Bundestag hat der Bundesrat dort, wo es um 
ausschließliche Landeszuständigkeiten geht, Anspruch auf eine maßgebliche Berück­
sichtigung seiner Position. Mit Zweidrittelmehrheit -  davon ist in Praxis allerdings 
noch nie Gebrauch gemacht worden -  könnte er sich sogar gegenüber der Bundesre­
gierung durchsetzen. Diese Position ließe sich noch stärker ausbauen63, worüber der 
Bund allerdings nicht mit sich reden ließ.

Es gab zum Schluss immerhin eine gewisse Bereitschaft der Länder, beim „Länder­
vertreter“, also bei der Außenvertretung Deutschlands durch einen Landesminister, 
Konzessionen zu machen.64 Das wäre schon deshalb notwendig gewesen, weil mit 
jeder Kompetenz, die die Länder durch die Föderalismusreform bekommen hätten -  
und hier standen immerhin 14 Gegenstände im Raum, die in die (ausschließliche) 
Zuständigkeit der Länder überführt werden sollten -  ihnen über den Mechanismus des 
Art. 23 Abs. 6 GG i. V. m. ZusBRG auch die Außenvertretung Deutschlands zugefal­
len wäre.

Ungeachtet des Scheiterns der Bundesstaatskommission ist es weiterhin sinnvoll, 
einerseits die innerstaatlichen Mitwirkungsmöglichkeiten von Bundestag und Bundes­
rat zu intensivieren, der Bundesregierung Berichtspflichten aufzuerlegen und beiden 
Kammern auch die Möglichkeit zu eröffnen, die Regierung vorbehaltlich zwingender 
außenpolitischer und integrationspolitischer Gründe zu binden, so wie dies in anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, etwa in Österreich, zum Teil geschieht. 
Auch den von Carl Otto Lenz auf dem Juristentag 2004 unterbreiteten Vorschlag, 
einen Gemeinsamen Ausschuss aus 16 Ländervertretern und 16 Bundestagabgeordne­
ten einzurichten, sollte man ernsthaft erwägen. Dieser könnte, ähnlich wie dies in 
Dänemark oder Großbritannien geschieht, während der Verhandlungen im Minister­
rat „Gewehr bei Fuß“ stehen und die Rückkopplung mit dem Vertreter der Bundesre­
gierung sicherstellen.
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VI. Zum Änderungsbedarf beim Bundesrat

Zum Schluss der Tour d’Horizon, die mir auf gegeben war, noch ein paar Worte zur 
Änderung des Bundesratsmodells: Sie hat in den Beratungen der Bundesstaatskommis­

62 D okum entation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­
chen Ordnung, D eutscher Bunde stag/Bundesrat (Hrsg.), Zur Sache 1/2005, S. 161,168.

63 P. M. H u ber , (Fn. 1), D  109 f.; Verhandlungen des 65. D eutschen Juristentages Bonn 2004, Band I I / l  Sit­
zungsberichte, 2005, Beschluss N r. 41, P 138.

64 D okum entation  der K om m ission von Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­
chen Ordnung, D eutscher B undestag/B undesrat (H rsg.), Zur Sache 1/2005, S. 198; siehe auch V erhandlungen  

des 65. D eutschen Juristentages Bonn 2004, Band I I /l  Sitzungsberichte, 2005, Beschluss N r. 42, P 138 f.
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sion nur bei der allerersten Anhörung im Dezember 2003 eine eher randständige Rolle 
gespielt;65 entsprechend sporadisch und spärlich sind die einschlägigen Ausführungen. 
Die Ministerpräsidenten waren sich ziemlich schnell einig, dass beim Bundesrat 
eigentlich alles in bester Ordnung sei, und da die Kommission wechselweise im Bun­
destags- und im Bundesratsgebäude tagte, schien es inopportun, den Hausherrn bzw. 
Gastgeber einem wie auch immer gearteten Veränderungsdruck zu unterwerfen.

Die Mütter und Väter des Grundgesetzes haben sich, das wurde heute schon er­
wähnt, beim berühmten Frühstück im Hotel Königshof 1949 für die Fortführung des 
Bundesrats- und gegen ein Senatsmodell entschieden.66 Anders als 1871 und anders als 
in der Weimarer Reichs Verfassung haben sie den Bundesrat allerdings von dem Modell 
des Gesandten-Kongresses deutlicher entfernt, ohne ihm freilich ein wirklich klares 
Profil zu geben. Nach wie vor oszilliert sein Erscheinungsbild zwischen senatsähnli­
chen Zügen und jenem Gesandten-Kongress, so dass Ernst Friesenhahn schon 1957 
feststellen musste, dass dieses Konstrukt eigentlich gar nicht in die Struktur einer 
parlamentarisch-demokratischen Verfassung passt.67

Und da ist etwas dran: Einerseits weist der Bundesrat für jedes Land mehrere per­
sönliche Mitglieder auf; es wirken nur anwesende Mitglieder und ihre Vertreter an den 
Beschlüssen mit. Als Verfassungsorgan des Bundes wird sein Handlungsmaßstab 
ausschließlich durch das Bundesrecht bestimmt, so dass für die Richtlinienkompetenz 
von Ministerpräsidenten ebenso wenig Raum ist, wie für ein imperatives Mandat der 
Landtage.68 Insoweit hat der Bundesrat Züge eines Senats. Andrerseits sind seine Mit­
glieder an Weisungen der Landesregierung gebunden, können sie jederzeit bestellt und 
abberufen werden, nur einheitlich abstimmen, verlangt die Verfassung nach geltender 
Staatspraxis nicht die Anwesenheit aller Bundesratsmitglieder, akzeptiert sie die Stimm­
führerschaft. Das ist Erbe des Gesandten-Kongresses.

Vor diesem Hintergrund setzten Änderungsvorschläge in der Bundesstaatskommis­
sion bei einer Weiterentwicklung dieser offenenkundig ambivalenten Struktur an, die 
von der Einrichtung eines Senats, wie ihn Hans Jürgen Papier vorgeschlagen hat, bis 
zur Veränderung des Beschlussverfahrens reichten:

Das Senatsmodell, glaube ich, ist keine Alternative. Zum einen bedeutete es einen 
Bruch mit der Verfassungstradition, den man, wenn er sich irgendwie vermeiden lässt, 
auch vermeiden sollte. Zum anderen aber besteht das Wesen oder der wesentliche

65 D okum en tation  der K om m ission von  Bundestag und Bundesrat zur M odernisierung der bundesstaatli­
chen Ordnung, D eutscher B undestag/Bundesrat (H rsg.), Zur Sache 1/2005, S. 997 ff.

66 Zum  berühm ten Handstreich zw ischen dem bayerischen M inisterpräsidenten E hard  und dem nordrhein­

w estfälischen Justizm inister M en ze l  im  B onner K önigshof R. M orsey , D ie  Entstehung des Bundesrates im  

Parlamentarischen Rat, in: Bundesrat (H rsg.), D er Bundesrat als Verfassungsorgan und politische Kraft, 1974, 
S. 70 ff.; R. D o lzer , D as parlamentarischen R egierungssystem  und der Bundesrat -  E ntw icklungsstand und 
Reformbedarf, W D S tR L  58 (1999), 7/11 f.

67 E. Friesenhahn , Parlament und Regierung im  modernen Staat, W D S tR L  16 (1958), 9/72 , These 13; krit. 

auch W. W eber, Spannungen und Kräfte im  w estdeutschen Verfassungssystem, 3. Aufl., 1990, S. 78 ff.
68 BVerfGE 106, 310/334 -  Zuwanderungsgesetz; Sondervotum G. Lübbe-W olff/L . O sterloh , in: BverfGE 106, 

310/337; R. H erzo g , in: Isensee/K irchhof (H rsg.), H StR  II, § 46 Rdnr. 33; St. K orio th , in: v. M an gold t/K le in / 
Starck (Hrsg.), G G , Band II, Art. 51 Rdnr. 21, 23; W. K rebsy in: v. M ünch/Kunig  (H rsg.), G G , Band II, 5. Aufl., 
2001, Art. 51 Rdnr. 14 m. w . N .



Vorteil des Bundesrats darin, dass die Vollzugserfahrungen der Länder auf diese Weise 
in die Bundesgesetzgebung einfließen. Ein Senatsmodell würde das nicht leisten und 
würde insofern das exekutiv-föderalistische System des Grundgesetzes unter Druck 
setzen. Beim Beschlussverfahren lässt sich natürlich manches diskutieren. So könnte 
man aus Art. 52 GG und aus Art. 50 GG, die davon sprechen, dass die Länder „mit- 
wirken“, eine positive Mitwirkungspflicht ableiten: denn eigentlich rechtfertigen nur 
regionale Interessen von Minderheiten den „Einflussknick“, die Absenkung des de­
mokratischen Legitimationsniveaus, die in einer (verweigerten) Zustimmung des Bun­
desrates liegt, nicht die Unfähigkeit oder -Willigkeit von Landesregierungen, ihre 
Interessen überhaupt zu artikulieren.69 Die Staatspraxis hat sich zwar auf die Zulässig­
keit von Enthaltungen verständigt, und man hat dies nie als Problem gesehen. Bei 
Koalitionsregierungen ist das natürlich auch hoch willkommen. Aber ob die Ratio der 
Mitwirkung des Bundesrats in der Nichtbeteiligung tatsächlich ihre Erfüllung findet, 
darüber kann man trefflich streiten. Und wenn man das tut, und wenn man zu der 
Einsicht käme, Mitwirkung bedeutet tatsächlich aktive Mitwirkung, dann wäre die 
Stimmenthaltung trotz 55-jähriger Staatspraxis einer anderen Beurteilung zu unter­
werfen.

Dann könnte man natürlich auch über das verbotene Stimmensplitting (Art. 51 
Abs. 3 Satz 2 GG)70 anders urteilen als bisher, denn das Verbot des Stimmensplitting 
wäre insoweit die Alternative zur Enthaltung. Die Frage wurde nicht weiter diskutiert, 
weil hier auch nicht die wirklichen Probleme für die Reform des Föderalismus liegen.

Sie liegen schließlich auch nicht bei der Frage der Mehrheitserfordernisse. Wie Sie 
wissen, ist für Beschlüsse des Bundesrates die absolute Mehrheit erforderlich, so dass 
jede Enthaltung wie eine Neinstimme wirkt. In dem Maße, in dem zustimmungs­
pflichtige Bundesgesetze aber abnehmen und Einspruchsgesetze wieder die Regel 
werden, und das wäre nach den Vorschlägen des „Konsenspapieres“ ja in mehr als 
50 % der Fälle so gewesen, verliert das Erfordernis der absoluten Mehrheit sein 
Blockadepotential. Im Gegenteil: die höheren Anforderungen an den Einspruch wür­
den die Effektivität der Bundesgesetzgebung dann nachhaltig erhöhen.
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VII. Ausblick

Ich komme zum Schluss, ohne allerdings darauf zu verzichten, noch einmal deutlich 
zu machen, dass es für alle Beteiligten und erst recht für das Land natürlich bedauer­
lich ist, dass die Überlegungen der Bundesstaatskommission zunächst nicht zum Ziel 
geführt haben. Dass sie trotzdem nicht für die Katz' gewesen sein werden, ist heute 
Morgen mehrfach betont worden. Und da bei 90 % der Änderungsvorschläge im 
Grunde Konsens zwischen den politischen Akteuren besteht, wird ein Großteil von 
ihnen auf die eine oder andere Weise auch seinen Weg ins Bundesgesetzblatt finden.

69 P. M. H u ber , Deutschland in der Föderalismusfalle?, S. 22 f.
70 BVerfGE 106, 310 ff. -  Zuwanderungsgesetz.
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Auch der Bundesstaat ist immer „Prozess“. Er wirkt in der Zeit und muss seine 
Funktionen unter den sich wandelnden Rahmenbedingungen erfüllen. Unabhängig 
vom weiteren Schicksal des W E müssen Politik und Rechtswissenschaft deshalb zur 
Kenntnis nehmen, dass wir von autonomen, nach innerstaatlichen Rationalitäten be­
stimmten Entscheidungsbedingungen und -Strukturen inzwischen weit entfernt sind, 
und dass es gilt, daraus die notwendigen Konsequenzen zu ziehen. Vorrangige Aufga­
be des deutschen Bundesstaates ist es heute, Deutschland und seinen Ländern gemein­
same Anliegen und Interessen im Mehrebenensystem der Europäischen Union durch­
zusetzen und unsere Vorstellungen von einem gedeihlichen Zusammenleben möglichst 
weit zu verwirklichen. Das kann nicht gelingen, wenn man die europäische Dimen­
sion, die über den Art. 23 GG hinausgeht, weiterhin so stiefmütterlich behandelt, wie 
das auch in der Bundesstaatskommission leider der Fall gewesen ist.




